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 Info für Vermögende                              Wien, Dezember 2021 
  

 
BESTEUERUNG VON KRYPTOWÄHRUNGEN 

 
Der Gesetzesentwurf zur Neuregelung der Besteuerung von Kryptowährungen ist da - was kommt auf 
uns zu? 
 
Der Gesetzgeber will der größeren Praxisrelevanz der Kryptowährungen gerecht werden und die 
Besteuerung in Anlehnung an diejenige für Wertpapiere komplett neu regeln. 
 
→ Ein neuer § 27b EStG wird die Einkünfte aus Kapitalvermögen um „Einkünfte aus 

Kryptowährungen“ ergänzen und am 1. März 2022 in Kraft treten.  
→ Kryptowährungen, die bereits VOR dem 1.3.2021 angeschafft wurden (sogenanntes 

„Altvermögen“), unterliegen weiterhin den bisherigen Regelungen;  
→ alle NACH dem 28.2.2021 angeschafften Kryptowährungen sind hingegen Neuvermögen und 

unterliegen den mit 1. März 2022 in Kraft tretenden neuen Regelungen.  
 
„Eine Kryptowährung ist eine digitale Darstellung eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 

öffentlichen Stelle emittiert wurde oder garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine gesetzlich 

festgelegte Währung angebunden ist und die nicht den gesetzlichen Status einer Währung oder von Geld 

besitzt, aber von natürlichen oder juristischen Personen als Tauschmittel akzeptiert wird und die 

auf elektronischem Wege übertragen, gespeichert und gehandelt werden kann [...].“ (§ 27b Abs 4 EStG)  
 
Einkünfte aus Kryptowährungen können entweder laufende Einkünfte (zB Entgelt für die Überlassung 
von Kryptowährungen, Airdrops, Bounties, Staking) oder realisierte Wertsteigerungen (Veräußerung, 
Tausch gegen Dienstleistungen/Wirtschaftsgüter inkl Geld) sein. 
 
→ Kryptowährungen, die nach dem 28.2.2021 angeschafft wurden, aber bis einschließlich 28.2.2022 

veräußert werden, werden als Altvermögen versteuert.  
→ Ab 1.3.2022 unterliegen Gewinne aus der Veräußerung von Kryptowährungen dem besonderen 

Steuersatz von 27,5% (Voraussetzung ist das Vorliegen eines öffentlichen Angebots).  
→ Neu ist, dass Swaps (also Tauschvorgänge) zwischen Kryptowährungen keinen 

Veräußerungsvorgang darstellen und steuerfrei sind (die Anschaffungskosten werden fortgeführt): 
die Besteuerung der stillen Reserven wird hinausgeschoben, bis eine Veräußerung erfolgt (zB ein 
Verkauf gegen Geld).  

→ Ab 1.3.2022 ist - im Rahmen der Veranlagung - ein Verlustausgleich mit anderen Einkünften aus 
Kapitalvermögen möglich, die dem besonderen Steuersatz von 27,5% unterliegen (va 
Veräußerung von Aktien oder Anleihen, Zinsen aus Anleihen, Gewinnausschüttungen/Dividenden, 
nicht aber Sparbuchzinsen oder Zuwendungen von Privatstiftungen).  
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Der Entwurf berücksichtigt auch einige, wenngleich nicht alle interessanten, Sonderfälle: 
 
→ Bei Einsatz von vorhandenen Kryptowährungen (Staking) oder unentgeltlich (Airdrops) bzw für 

nur unwesentliche sonstige Leistungen übertragenen Kryptowährungen (Bounties) stellen die 
erworbenen Kryptowährungen keine laufenden Einkünfte dar und die Anschaffungskosten sind mit 
Null anzusetzen - damit findet eine Besteuerung der „Rewards“ erst im Rahmen der endgültigen 
Realisierung allfälliger Wertsteigerungen statt, und zwar ebenfalls mit dem besonderen Steuersatz 
von 27,5%.  

→ Einkünfte aus Krypto-Lending und der Bereitstellung im Rahmen von sogenannten Staking Pools 
stellen Entgelte für die Überlassung von Kryptowährungen dar, für die der besondere 
Steuersatz von 27,5% nicht zur Anwendung kommt, sondern der progressive ESt-Tarif (wie bei 
Privatdarlehen), wodurch diese Einkünfte auch für den oben genannten Verlustausgleich nicht zur 
Verfügung stehen.  

 
Wenn ein inländischer Schuldner/Dienstleister (etwa eine Kryptobörse) Einkünfte aus 
Kryptowährungen auszahlt oder gutschreibt (und ein öffentliches Angebot vorliegt), hat er (erstmals 
für Kapitalerträge, die nach dem 31.12.2022 anfallen) KESt abzuziehen und an das Finanzamt 
abzuführen. 
 
Für im Kalenderjahr 2022 anfallende Erträge kann eine KESt freiwillig einbehalten werden.  
Insoweit Einkünfte aus Kryptowährungen keinem KESt-Abzug unterzogen werden, besteht natürlich 
Veranlagungspflicht.  
 
Auch ein automatischer Informationsaustausch auf EU-Ebene soll bereits ab 2022 verpflichtend 
eingeführt werden. 
 


